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Antrag 

des Abgeordneten Gerald Hafner und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE.GRÜNEN 


Verbesserung der Strafverfolgung für DDR-Regierungs- und 
Vereinigungskriminalität 


Der Bundestag wolle beschließen; 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Verfolgung von DDR-Regierungskriminalität sowie von 
Straftaten im Zusammenhang mit der deutschen Vereinigung ist 
ein entscheidender Teil der rechtsstaatlich gebotenen Aufarbei- 
tung staatlichen wie individuellen Unrechtes. Sie ist eine notwen- 
dige gesamtstaatliche Aufgabe und darf keinesfalls wegen man- 
gelnder Ausstattung und Unterstützung der zuständigen Behörden 
auf halbem Wege steckenbleiben. Der Ablauf zahlreicher Ver- 
jährungsfristen am 31. Dezember 1997 und der Termin für den Ein- 
tritt der absoluten Verjährungsfristen im Jahre 2000 stellt die Straf- 
verfolgungsbehörden in diesem Zusammenhang vor eine schwere 
Herausforderung. Angesichts der nun schon seit Jahren völlig un- 
zureichenden personellen Ausstattung der zuständigen Zentral- 
stelle für Regierungs- und Vereinigungskriminalität (ZERV) und 
der Generalstaatsanwaltschaft II beim Landgericht Berlin II sowie 
der Engpässe bei dem Gericht selbst besteht akut die Gefahr, daß 
eine Reihe bedeutender Straftaten wegen der einsetzenden Ver- 
jährung überhaupt nicht mehr verfolgt werden kann. 

Gegen die gelegentlich erhobene Forderung nach einer nochma- 
ligen Verlängerung der Verjährungsfristen bestehen starke ver- 
fassungsrechtliche Einwände. Gerade deshalb erscheint es unab- 
dingbar, durch gemeinsame Anstrengungen der Länder 
umgehend für eine verbesserte Ausstattung der Strafverfolgungs- 
behörden mit Personal und Sachmitteln zu sorgen. Diese sollte er- 
warten lassen, daß in der kurzen verbleibenden Zeit zumindest 
noch so weit Ermittlungstätigkeiten aufgenommen werden kön- 
nen, daß dadurch die Verjährungsfrist wo nötig unterbrochen und 
die Verfahren in akzeptabler Zeit abgeschlossen werden können. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. gegenüber den Bundesländern mit Nachdruck darauf hinzu- 
wirken, daß diese endlich ihr Soll an Abordnungen für eine 
Tätigkeit bei der ZERV und bei der Staatsanwaltschaft beim 
Landgericht Berlin II erfüllen sowie die erforderlichen Kapa- 
zitäten beim Gericht selbst schaffen, 



Drucksache 13/7423 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


2. die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um die Bereit- 
schaft der für diese Tätigkeit erforderlichen qualifizierten 
Fachleute, sich nach Berlin abordnen zu lassen, zu erhöhen. 
Die Regelungen bei der Gewährung und Versteuerung von 
Trennungsgeld, Reisegeld und bei Mietersatzleistungen müs- 
sen verbessert werden. 

Bonn, den 15. April 1997 

Gerald Hafner 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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